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wenn Neuinvestitionen vorrangig im KWK-
und REG-Bereich erfolgen. Trotz erfreulich
wachsender Marktchancen einzelner REG-
Technologien, allen voran der Windenergie, ist
derzeit jedoch bei weitem noch kein energie-
wirtschaftlich substantieller Beitrag erreicht.
Zudem sind die Auswirkungen des liberalisier-
ten Strommarktes auf die Entwicklungschancen
der REG noch nicht absehbar. Der energiewirt-
schaftlich relevante "Einstieg" in die Nutzung
von REG muß jedoch bis zum Jahr 2010 er-
reicht werden, damit diese rechtzeitig bedeu-
tende Beiträge zur Energieversorgung leisten
können. Dazu müssen Energie-, Umwelt- und
Technologiepolitik die nationalen und europäi-
schen Rahmenbedingungen und Instrumente so
gestalten, daß die energiewirtschaftliche Ent-
wicklungsdynamik in diesem Bereich nicht
abbricht und der Markt für innovative Lösun-
gen in den drei Technologiefeldern REN, KWK
und REG rasch und dauerhaft wächst. Die an-
genommene Mobilisierung der REG induziert
bis 2010 ein kumuliertes Investitionsvolumen
von knapp 100 Mrd DM, davon rund 70% bei
den REG-Techniken und 30% im Bereich der
Nahwärmeversorgung). Bei konstant bleiben-
den Energiepreisen entsteht allerdings eine
Finanzierungslücke von rund 20 Mrd DM. Ins-
besondere eine deutliche, nach Techniken und
Energiearten differenzierte, zeitlich begrenzte
Anschubfinanzierung für REG und eine auf-
kommensneutrale Steuerreform mit "ökologi-
schen" Komponenten, welche die Preise er-
schöpflicher bzw. umweltbelastender Energie-
träger stetig erhöht und so die volkswirtschaft-
liche Attraktivität von REG-Investitionen er-
heblich steigert, sind wirksame Instrumente, um
diesen Einstieg in Gang zu bringen und ihm
auch nach dem Jahr 2010 Dauerhaftigkeit zu
verleihen.

* Abteilungsleiter, DLR-Institut für Technische
Thermodynamik, Stuttgart.

** Institutsdirektor, FhG-Institut für Solare Energie-
systeme, Freiburg.
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«

Analyse der Entsorgungssitua-
tion in der Bundesrepublik
Deutschland und Ableitung von
Handlungsoptionen unter der
Prämisse des Ausstiegs aus
der Atomenergie

von J. Kreusch, W. Neumann, Gruppe Öko-
logie und D. Appel, PanGeo

Die vorliegende Studie zeigt Möglichkeiten
und Bedingungen für die Entsorgung der
radioaktiven Abfälle der deutschen Atomre-
aktoren unter der Bedingung eines Aus-
stiegs aus der Atomenergienutzung auf.
Zugrundegelegt werden drei Ausstiegssze-
narien: Sofortausstieg (1999), Abschalten
der letzten Reaktoren 2004 bzw. 2010. Ent-
wickelt wird eine Strategie zum möglichst
risikoarmen Umgang mit den radioaktiven
Abfällen.
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1 Zielsetzung der Studie

Die bei der Nutzung der Atomenergie anfallen-
den radioaktiven Abfälle stellen teilweise für
sehr lange Zeiträume eine Gefahr für Mensch
und Umwelt dar. Auch im Falle des Ausstiegs
aus der Atomenergienutzung müssen die bis
dahin angefallenen Abfälle möglichst sicher
"entsorgt" werden. Dazu bedarf es einer Viel-
zahl von übertägigen Maßnahmen (z.B. Zwi-
schenlagerung, Transporte) sowie abschließend
der Endlagerung.

In der von der Gruppe Ökologie Hannover
e.V. im Auftrag der Heinrich Böll Stiftung
(Berlin) erarbeiteten Studie werden Möglich-
keiten und Bedingungen für die Entsorgung der
radioaktiven Abfälle einschließlich der abge-
brannten Brennelemente unter der Vorausset-
zung des Ausstiegs aus der Atomenergienut-
zung aufgezeigt. Daraus wird unter der Prämis-
se des Ausstiegs eine Strategie zum möglichst
risikoarmen Umgang mit den radioaktiven Ab-
fällen abgeleitet. Dabei werden sowohl der
übertägige Umgang mit den radioaktiven Ab-
fällen als auch ihre Endlagerung behandelt. Die
resultierende Entsorgungsstrategie gibt zwar
einen möglichen Handlungsrahmen vor, liefert
jedoch keine Lösungen für sämtliche Detailpro-
bleme. Weiterhin darf sie nicht mit einer risiko-
freien Lösung der Entsorgungsfrage verwech-
selt werden.

2 Rahmenbedingungen der Studie

Die Ableitung der Entsorgungsstrategie beruht
auf folgenden Annahmen und Rahmenbedin-
gungen:

Ausstieg aus der Atomenergienutzung
Grundvoraussetzung der vorgeschlagenen Ent-
sorgungsstrategie ist der relativ zügige Ausstieg
aus der Nutzung der Atomenergie. Dadurch
wird die Menge der Abfälle begrenzt.

Aufgabe der Wiederaufarbeitung
Es wird vorausgesetzt, daß mit dem Ausstiegs-
beschluß auch die Wiederaufarbeitung deut-
scher Brennelemente im Ausland aufgegeben
wird. Die Notwendigkeit dazu, insbesondere
aus Sicherheitsgründen, wird in der Studie auf-
gezeigt.

Sicherer Einschluß stillgelegter Atomkraftwerke
Die stillgelegten Kraftwerke werden dem soge-
nannten sicheren Einschluß zugeführt, also für
einige Jahrzehnte (mindestens bis ein Endlager
zur Verfügung steht) in einen möglichst siche-
ren "Ruhezustand" gebracht. Nur in begründe-
ten Ausnahmefällen ist ein zügiger Abriß
durchzuführen.

3 Aufbau und Arbeitsschritte der Studie

Als eine wesentliche Grundlage der Strate-
gieentwicklung enthält die Studie eine detail-
lierte Analyse der deutschen Entsorgungskon-
zeption, Ausführungen zu Privatisierung und
Internationalisierung der Entsorgung, die Dar-
stellung der Bedeutung wichtiger Akteure,
Gremien und Institutionen sowie ein Kapitel zu
Kosten und Wirtschaftlichkeit bei der Entsor-
gung. Außerdem wird die Entsorgung radioak-
tiver Abfälle in ausgewählten Ländern betrach-
tet. Aus diesen Darstellungen ergeben sich
Hinweise auf mögliche Bausteine der Entsor-
gungsstrategie.

Ausgangspunkt der weiteren Betrachtun-
gen ist die Ableitung der zu entsorgenden Ab-
fallarten und -mengen. Zur Identifizierung des
Einflusses des Ausstiegsablaufs auf die Abfall-
mengen und die Umgangsmöglichkeiten mit
ihnen werden drei verschiedene Ausstiegssze-
narien betrachtet: Szenario "Sofortausstieg"
(Abschalten aller Reaktoren 1999), das "Szena-
rio 2004" (Abschalten der letzten Reaktoren
2004) und das "BfS-Szenario" (Bundesamt für
Strahlenschutz: Abschalten der letzten Reakto-
ren 2010).

Für die bestrahlten Brennelemente ergeben
sich deutliche Unterschiede zwischen den Sze-
narien: Bei Szenario 3 fallen mit 9.288 tSM
mehr als doppelt so viel Brennelemente an als
bei Szenario 1. Bei den übrigen Abfällen sind
die Unterschiede zwischen den einzelnen Sze-
narien wegen der bereits vorhandenen Mengen
an Alt- und Wiederaufarbeitungsabfällen gerin-
ger (max. 7.640 m3 sonstige wärmeentwickeln-
de Abfälle und max. 166.300 m3 gering wär-
meentwickelnde Abfälle für Szenario 3).

In einem weiteren Schritt werden die
grundsätzlichen Entsorgungsoptionen Direkte
Endlagerung, Wiederaufarbeitung und Trans-
mutation untersucht. Dabei zeigt sich, daß für
den Umgang mit den bestrahlten Brennele-
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menten die Direkte Endlagerung sowohl aus
Sicherheits- als auch aus Wirtschaftlichkeits-
gründen die relativ günstigste (aber nicht risiko-
freie) Strategie darstellt.

Bei der Direkten Endlagerung sind vier
mögliche Entsorgungspfade (zentraler und de-
zentraler Pfad sowie Mischformen) entwickelt
worden. Ihre vergleichende Bewertung anhand
vorrangig sicherheitsorientierter Kriterien (z.B.
Minimierung der Transporte) zeigt klare Vor-
teile für den rein dezentralen Entsorgungspfad
mit Behälterlagerung. Dieser Pfad bildet des-
halb den Kern des übertägigen Umgangs mit
den Abfällen.

Im Bereich Endlagerung wird in einem er-
sten Schritt die bisherige Vorgehensweise in
Deutschland analysiert. Schwerpunkte sind
konzeptionelle und methodische Fragen sowie
die Bewertung der vier Endlagerstandorte Asse
(geschlossen), Gorleben (geplant), Konrad (ge-
plant) und Morsleben (in Betrieb). Erhebliche
Defizite werden insbesondere bei der Endlager-
konzeption (Salz- oder Hartgesteinskonzept),
der Standortsuche sowie beim Nachweis der
Langzeitsicherheit festgestellt.

Die Bewertung der genannten Endlager-
standorte zeigt, daß die Standorte Morsleben
und Gorleben wegen ungenügender Qualität der
geologischen Barriere nicht geeignet sind. Für
den Standort Konrad besteht weder Bedarf,
noch ist bisher ein hinreichender Langzeitsi-
cherheitsnachweis geführt worden. Die Proble-
matik des ehemaligen Versuchsendlagers Asse
zeigt sich darin, daß dort zur Stabilisierung des
Grubengebäudes inzwischen Verfüllmaßnah-
men durchgeführt werden müssen.

Auf Grundlage methodisch-konzeptionel-
ler Überlegungen und vorliegender Erfahrungen
auch aus anderen Ländern sind schließlich
strategische Vorgaben formuliert worden, an
denen sich zukünftiges Handeln im Bereich
Endlagerung orientieren sollte. Dazu gehören
u.a.: Ein zentrales Endlager für alle Abfälle,
Berücksichtigung des Konzentrationsprinzips,
keine Rückholbarkeit der Abfälle sowie keine
Notwendigkeit für Wartungs-, Reperatur- und
Überwachungsmaßnahmen. Unter der Prämisse
des Ausstiegs ist zudem eine nationale Endla-
gerlösung anzustreben.

4 Die Entsorgungsstrategie in Kürze

Die unter der Voraussetzung des Ausstiegs
entwickelte Entsorgungsstrategie besteht aus
folgenden wesentlichen Elementen:
– Unter Sicherheitsaspekten kommt nur die

Entsorgungsoption Direkte Endlagerung in
Frage. Hierzu ist ein möglichst schneller
Ausstieg aus der Wiederaufarbeitung er-
forderlich.

– Für den übertägigen Umgang mit den Ab-
fällen wird eine dezentrale Vorgehenswei-
se vorgeschlagen: Die abgebrannten Bren-
nelemente, die aus der Wiederaufarbeitung
stammenden hochaktiven Abfälle (HAW-
Kokillen) sowie ein großer Anteil der son-
stigen radioaktiven Abfälle werden an den
jeweiligen Atomkraftwerksstandorten in
neu zu errichtenden Behälterlagern dezen-
tral zwischengelagert (30 - 40 Jahre). Da-
mit wird auch die Zeit verfügbar, um die
für den Bereich Endlagerung vorgeschla-
genen Maßnahmen umzusetzen. Die Bren-
nelemente werden vor der Behälterlage-
rung im Lagerbecken des jeweiligen Kraft-
werks vorkonditioniert (Kapselung). Die
endlagerfähige Konditionierung für die
meisten anderen Abfälle wird gleichfalls
an den jeweiligen Kraftwerksstandorten
durchgeführt. Die endlagerfähige Verpak-
kung der Brennelemente und ggf. der
HAW-Kokillen findet direkt am (derzeit)
noch nicht feststehenden Endlagerstandort
statt.

– Für die Endlagerung der radioaktiven Ab-
fälle wird ein Neubeginn unter Berück-
sichtigung der bisher - auch international -
gewonnenen Erkenntnisse und Erfahrun-
gen vorgeschlagen. Dabei sind die in Kap.
3 benannten strategisch wirksamen Vorga-
ben einzuhalten, die vor allem auf die Si-
cherstellung der Langzeitsicherheit und
den sicherheitsoptimierten Betrieb abzie-
len. Darüber hinaus sind für die noch vor-
handenen konzeptionellen und methodi-
schen Probleme Lösungen zu erarbeiten.
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5 Wichtige Konsequenzen der Entsor-
gungsstrategie

Als wesentliche Konsequenzen der Entsor-
gungsstrategie für den übertägigen Umgang mit
radioaktiven Abfällen ergeben sich:

– Schaffung dezentraler Zwischenlagerkapa-
zitäten (Behälterlager) an den einzelnen
Kraftwerksstandorten. Kapselung der un-
zerlegten Brennelemente vor ihrer Zwi-
schenlagerung. Dezentrale Zwischenlage-
rung auch der HAW-Kokillen sowie eines
großen Teils der übrigen radioaktiven Ab-
fälle.

– Die Pilot-Konditionierungsanlage (PKA)
in Gorleben  wird für die endlagerfähige
Konditionierung von Brennelementen und
anderen Abfallarten überflüssig. Auch die
derzeit in der Diskussion befindlichen Op-
timierungsaufgaben der PKA für die Zwi-
schenlagerung werden hinfällig.

– Die endlagerfähige Konditionierung der
Brennelemente muß erst unmittelbar vor
der Einlagerung in das Endlager erfolgen.
Damit sind keine vorzeitigen Festlegungen
zur endlagergerechten Verpackung not-
wendig.

Hinsichtlich der Endlagerung ergeben sich
folgende Konsequenzen:

– Das Endlager Morsleben ist möglichst
schnell zu schließen. Die Endlagerprojekte
Gorleben und Konrad sind nicht weiterzu-
verfolgen. Die Verfüllung der Asse ist
fortzusetzen.

– Durchführung einer neuen Standortsuche
für das zentrale Endlager für alle Arten ra-
dioaktiver Abfälle.

– Klärung wichtiger grundsätzlicher Fragen
vor Beginn der Standortsuche. Dazu gehö-
ren insbesondere die Entscheidung für die
Endlagerung in Salz- oder Hartgestein, die
Klärung methodischer Fragen zu Stand-
ortsuche und Nachweis der Langzeitsi-
cherheit sowie die Entwicklung einer Ver-
fahrensstruktur, die die umfassende Infor-
mation und Beteiligung der (Fach-) Öf-
fentlichkeit zwecks Akzeptanzgewinn er-
möglicht.

Ohne relativ zügigen Ausstieg aus der Atom-
energienutzung ist die vorgeschlagene Entsor-
gungsstrategie wegen der erheblich größeren
Abfallmengen und der dann sicherlich fehlen-
den Akzeptanz gegenüber der dezentralen Be-
hälterlagerung nicht umsetzbar.
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«

Stand der nuklearen Entsor-
gung in Frankreich
Eine Studie des Office Parlementaire d’Eva-
luation des Choix Scientifiques et Techno-
logiques (OPECST)

von Rainer Papp, Forschungszentrum Karls-
ruhe, Projektträgerschaft Entsorgung

Das Office Parlementaire d'Evaluation des
Choix Scientifique et Technologiques
(OPECST), 1983 gegründet, ist mit Vertre-
tern der beiden Häuser des französischen
Parlaments besetzt und hat zur Aufgabe,
das Parlament über die Folgen technisch-
wissenschaftlicher Entwicklungen zu wich-
tigen forschungspolitischen Bereichen zu
informieren. Als rein parlamentarisches
Gremium ist das Office Parlementaire ab-
solut unabhängig von der Regierung und
der Verwaltung. Der vorliegende Bericht
befaßt sich mit dem Stand der nuklearen
Entsorgung in Frankreich und wurde im
Rahmen eines Projekts des Office von 1997
bis Juni 1998 erstellt.


